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Zusammenfassung 

 

Die BDA begrüßt, dass mit dem von der 

Bundesregierung vorgelegten Verordnungs-

entwurf die Ausbildung zum/zur Altenpfle-

ger/-in sinnvoll und zukunftsträchtig moder-

nisiert wird. Der Verordnungsentwurf wird 

insgesamt dem Anspruch gerecht, einen at-

traktiven und für einen weiten Personenkreis 

realistischen Berufsabschluss in der Alten-

pflege zu erhalten und setzt somit den im 

Zuge der Verabschiedung des Pflege-

berufereformgesetzes vereinbarten parla-

mentarischen Kompromiss um. 

 

Angesichts der neuen strukturellen Vorgaben 

für die praktische Ausbildung bleibt jedoch 

festzuhalten, dass für die Träger der prakti-

schen Ausbildung noch zielgerichtete und 

praxistaugliche Unterstützungsstrukturen ge-

schaffen werden müssen. Bund und Länder 

stehen hier gemeinsam in der Verantwor-

tung, bei der konkreten Umsetzung der Ver-

ordnung dafür Sorge zu tragen, dass kein 

Ausbildungsverhältnis aufgrund fehlender 

Kooperationspartner verhindert wird. 

 

 

Im Einzelnen 

 

Altenpfleger/-in bleibt als attraktiver und 

für einen weiten Personenkreis realisti-

scher Berufsabschluss erhalten 

 

Der Regierungsentwurf ist im Vergleich zum 

Referentenentwurf vom 22. März 2018 ins-

besondere mit Blick auf die Anlage 4 und die 

Ergänzung des neuen § 51 sinnvoll weiter-

entwickelt worden. Konkret sind die Kom-

petenzanforderungen für den/die Alten-

pfleger/-in in der Anlage 4 gemäß den Anfor-

derungen aus der Praxis sachgerecht über-

arbeitet worden. Eine Reihe von Kom-

petenzanforderungen, die einer unsach-

gerechten Verwissenschaftlichung der Aus-

bildung Vorschub geleistet hätten, sind 

sachgerecht weiterentwickelt oder gestrichen 

worden. Zudem wird die Fachkommission in 

§ 51 Abs. 2 aufgefordert, vertiefende Ange-

bote hinsichtlich spezifischer Fallsituationen 

und Zielgruppen im Rahmenlehrplan zu be-

rücksichtigen. Es wird von entscheidender 

Bedeutung sein, diese vertiefenden Angebo-

te insbesondere auch zur Vorbereitung und 

Begleitung der Pflichteinsätze während der 

ersten beiden Ausbildungsdrittel vorzusehen. 

Nur so kann die Lernortverknüpfung zwi-

schen Praxis und Theorie und damit einher-

gehend eine hohe Ausbildungsqualität ge-

währleistet werden. 

 

 

Richtiges politisches Signal für die Alten-

pfleger/-innen 

 

Die Ausbildung zum/zur Altenpfleger/-in für 

Personen offen zu halten, die nicht mit über-

durchschnittlichen Zeugnisnoten während 

ihrer Schulzeit glänzen, aber viel Herzens-

wärme und Empathie für ältere und hochbe-

tagte Menschen aufbringen, ist auch ein 

wichtiges politisches Signal. Einerseits wird 
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hierdurch eine Wertschätzung gegenüber 

der Arbeit der Altenpfleger/-innen zum Aus-

druck gebracht, die bereits heute in tausend-

facher Praxis eine qualitativ hochwertige 

Langzeitpflege leisten und nicht über einen 

Realschulabschluss oder Abitur verfügen. 

Andererseits wird hierdurch deutlich ge-

macht, dass auch Jugendliche mit weniger 

ausgeprägten schulischen Leistungen künftig 

weiter als Fachkräfte in der Altenpflege will-

kommen sind und nicht in Helfer- bzw. Assis-

tententätigkeit abgeschoben werden. 

 

 

Zur Milderung des Fachkräftemangels in 

Altenpflege werden alle interessierten 

und geeigneten Personen gebraucht 

 

Dass die Ausbildung zum/zur Altenpfleger/-in 

weiter einem breiten Personenkreis offen-

steht, ist auch vor dem Hintergrund des 

akuten Fachkräftemangels in der Altenpflege 

mit durchschnittlichen Vakanzzeiten von 171 

Tagen und einer berufsspezifischen Arbeits-

losenquote von 0,7 % von zentraler Bedeu-

tung. Eine Milderung des Fachkräftemangels 

ist nur denkbar, wenn alle interessierten Ju-

gendlichen, die aufgrund ihrer personalen 

Kompetenzen als Fachkraft in der Alten-

pflege geeignet sind, für eine Ausbildung 

zum/zur Altenpfleger/-in gewonnen werden 

können. Welche wichtige Rolle auch Jugend-

lichen mit Hauptschul- bzw. qualifiziertem 

Hauptschulabschluss für die Fachkräfte-

gewinnung in der Pflege zukommt, zeigt sich 

u.a. in der Vermittlungsstatistik der Bunde-

sagentur für Arbeit: Gut jeder dritte Jugend-

liche, der die Berufsberatung der Arbeits-

agenturen in Anspruch nimmt und einen 

Pflegeberuf erlernen möchte, gehört dieser 

Gruppe an.  

 

 

Ausbildungsverhältnisse dürfen nicht 

aufgrund von strukturellen Problemen 

verhindert werden 

 

Gemäß § 1 Abs. 2 Nummer 2 und Anlage 7 

umfasst die Ausbildung zum/zur Alten-

pfleger/-in in den ersten beiden Aus-

bildungsdritteln jeweils Pflichteinsätze im 

Umfang von je 400 Stunden in der stationä-

ren Akutpflege, der stationären Langzeit-

pflege und der ambulanten Akut-

/Langzeitpflege. Hinzu kommt ein Pflichtein-

satz in der pädiatrischen Versorgung. Laut 

§ 8 Abs. 3 Pflegeberufegesetz ist der Träger 

der praktischen Ausbildung dafür verantwort-

lich, dass die vorgeschriebenen Einsätze im 

Zuge der praktischen Ausbildung durchge-

führt werden können. Nach § 9 kann er hier-

für Kooperationsverträge mit geeigneten Ein-

richtungen schließen, wenn innerhalb der  

eigenen Einrichtung nicht alle Pflichteinsätze 

absolviert werden können. 

 

Angesichts des sich abzeichnenden Eng-

passes an Praktikumsplätzen in der Pflege 

ist davon auszugehen, dass einzelne Träger 

der praktischen Ausbildung Schwierigkeiten 

haben werden, notwendige Kooperations-

partner für die Ausbildung zu gewinnen. Da-

mit Ausbildungsverhältnisse in der Pflege 

nicht aufgrund struktureller Probleme ver-

hindert werden, müssen bei der Umsetzung 

der Verordnung gemeinsam durch Bund und 

Länder zielgerichtete und praxistaugliche 

Hilfsstrukturen etabliert werden. 
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